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von christoph dorner

I n „Alice hinter den Spiegeln“ von Le-
wis Carroll machen Alice und die ro-
te Königin ein Wettrennen durch
den Wald. Der Hauptfigur Alice
kommt es bald so vor, als bewegten

sie und die Königin sich trotz der Anstren-
gung nicht vom Fleck. „Hierzulande
musst du so schnell rennen, wie du
kannst, wenn du am gleichen Fleck blei-
ben willst“, sagt die Königin zu dem Mäd-
chen. In ihrer staatstheoretischen Studie
„Gleichgewicht der Macht“ benutzen der
Ökonom Daron Acemoğlu vom Massachu-
setts Institute of Technology und der Poli-
tologe James A. Robinson von der Univers-
ity of Chicago dieses Bild aus dem surrea-
listischen Kinderbuchklassiker, um das
komplizierte Verhältnis zwischen Staats-
macht und Gesellschaft zu beschreiben.

Der Rote-Königin-Effekt, mit dem Evo-
lutionsbiologen auch das Hochrüsten kon-
kurrierender Organismen bezeichnen, ist
für die Autoren eine zentrale Vorausset-
zung dafür, dass manche Nationen zu pro-
sperierenden Demokratien werden konn-
ten, während andere diesen Entwicklungs-
pfad nicht betreten haben. Der Effekt soll
die Bedeutung einer Machtbalance zwi-
schen Staat und Gesellschaft herausstel-
len. Je stärker das eine, desto stärker
muss auch das andere sein. Sonst, so die
These der Autoren, drohen extreme Herr-
schaftsformen, was sie im Buch mit Län-
derstudien zu Nigeria, China, Saudi-Arabi-
en oder Argentinien auch ausführlich dar-
legen. Diesen Staaten fehlt das Gleichge-
wicht, was erhebliche Folgen haben kann:
Terrorismus, Korruption oder fehlende In-
novationskraft.

Es ist aber auch ein schmaler Pfad, auf
dem sich die freiheitlichen Gesellschafts-
ordnungen in Europa und den USA be-
wegt haben. Und bewegen. Das legt der
englische Titel des Buchs nahe: „The
Narrow Corridor“. Denn auch die liberalen
Demokratien des Westens sind weder vor
einem Abdriften in Despotismus und An-
archie noch vor blinden Flecken gefeit, et-
wa der langlebigen Benachteiligung von
Frauen und ethnischen Minderheiten. Al-
lein diese Diagnose macht dieses weit aus-
greifende Buch sehr aktuell.

Mit „Warum Nationen scheitern“ hat-
ten Acemoğlu und Robinson schon 2012 ei-
ne Theorie der Weltungleichheit vorge-
legt. Darin beschrieben sie, wie das Zusam-
menwirken inklusiver politischer und
wirtschaftlicher Institutionen die Macht
von Eliten eindämmen und damit nationa-
len Wohlstand erzeugen kann. Das Buch
wurde zu einem Bestseller. Nun haben die
Wissenschaftler ihren konzeptuellen Rah-
men noch weiter gedehnt. Sie wurden hier-
für bei einem Klassiker der politischen
Philosophie fündig: Mit dem Leviathan
hatte der britische Philosoph Thomas
Hobbes im 17. Jahrhundert eine allmächti-
ge Staatsgewalt erdacht, die den Krieg al-
ler gegen alle verhindern sollte.

Die Autoren haben die monolithische
Denkfigur in ein Modell überführt, mit
dem sie glauben, den Freiheitsgrad und so
auch die ökonomische Leistungsfähigkeit
von Nationen vergleichen zu können. Ihre
Analyse ist wegen der fast schon archäolo-
gischen Perspektive des Buchs, die von
der altbabylonischen Zeit bis in die Gegen-
wart des Syrien-Konflikts und der #Me-
Too-Bewegung reicht, sehr grundsätzlich.

In Europa habe es im fünften Jahrhun-
dert eine günstige Konstellation für ein
Kräftegleichgewicht zwischen Staat und
Gesellschaft gegeben, schreiben die bei-
den Autoren. Germanische Stämme dran-
gen in Gebiete des weströmischen Imperi-
ums vor, das sich im Niedergang befand.
Dabei trafen basisorientierte, partizipato-
rische Gemeinschaften auf eine zentralis-
tische Staatsapparatur mit bürokrati-
schen und rechtlichen Traditionen. Es ist

der Humus für das, was Acemoğlu und Ro-
binson als den „Gefesselten Leviathan“ be-
zeichnen: Einen Staat, der seinen Macht-
bereich ausdehnt, dabei aber Freiheitsbe-
wegungen zulässt. Hierfür nennen sie in
einem Parforceritt durch die Zivilisations-
geschichte einige Wegmarken: den aufblü-
henden Handel der italienischen Stadt-
staaten; die Unterzeichnung der Magna
Carta als Geburtsstunde des Parlamenta-
rismus; das Zusammenwirken von Tech-
nik, Wissenschaft und freiem Unterneh-
mertum in der Phase der industriellen Re-
volution.

Acemoğlu und Robinson gelangen zu
der vorsichtigen Einschätzung: „Der Ge-
fesselte Leviathan scheint der ideale Staat
zu sein, dem wir vertrauen können.“ Wel-
che Instabilität ihm trotzdem innewoh-
nen kann, schildern sie am Beispiel der
Weimarer Republik. Dort traf eine stark
mobilisierte Nachkriegsgesellschaft auf
preußische Eliten, die in die autoritären
Verhältnisse des Kaiserreichs zurückkeh-
ren wollten. Dieser Zielkonflikt habe ne-
ben schwachen Institutionen und der
Weltwirtschaftskrise den Weg für die Na-
zis geebnet, analysieren die Autoren auf
zwanzig Seiten.

Ein anderes Beispiel für die Anfällig-
keit des „Gefesselten Leviathan“ sind die
Vereinigten Staaten. Hier mussten die Fö-
deralisten 1787 eine Verfassung akzeptier-
ten, die den Gesamtstaat so schwach hielt,
dass dieser bis heute nicht in der Lage ist,
zentrale Funktionen des Leviathans zu er-
füllen: die Bürger vor Unterdrückung
durch Rassismus und vor Waffengewalt
zu schützen.

Überhaupt mögen sich Acemoğlu und
Robinson nicht der Selbsterzählung der
größten Demokratie der Welt anschlie-
ßen. Der amerikanische Leviathan sei
zwar erfolgreich darin gewesen, Anreize
für Wirtschaftswachstum zu entfachen.
Ihm gelinge es aber nicht, die Gewinne
aus dem Modell der öffentlich-privaten
Partnerschaft gleichmäßig zu verteilen.
Mittlerweile hätten Globalisierung und
Automatisierung den „Gefesselten Levia-
than“ derart unter Spannung gesetzt,
dass die Forscher eine Abkehr vom Para-
digma des Wirtschaftsliberalismus for-
dern.

Beim Säulenheiligen dieser Ökonomie-
richtung, Friedrich August von Hayek, wa-
ren planerische Eingriffe in das Marktge-
schehen das Einfallstor für einen despoti-
schen Herrschaftsapparat. Darauf gründe-
ten sich die amerikanischen Dogmen des
Antikommunismus und der Deregulie-
rung. Letzteres hat laut Acemoğlu und Ro-
binson dazu geführt, dass Staat und Ge-
sellschaft dem Wachstum der Finanzin-
dustrie und dem Aufstieg gigantischer Di-
gitalunternehmen wenig entgegenzuset-
zen hatten. Deshalb brauche es eine Ver-
ständigung auf ein staatliches Regulativ
gegen alte und neue Herrschaftsansprü-
che des Kapitals. Acemoğlu und Robinson
vertreten dabei just die Ideen sozialdemo-
kratischer Wohlfahrt, mit denen die US-
Linke um Bernie Sanders und Alexandria
Ocasio-Cortez liebäugelt.

Das Buch „Gleichgewicht der Macht“
liefert eher einen Betrachtungsrahmen,
der historische Staatsbildungsprozesse
schlüssig darstellbar macht, denn ein rest-
los überzeugendes Theoriemodell. Das
lässt sich schon an den ungefähren Dia-
grammen ablesen, mit denen die Autoren
den schmalen Korridor zu bestimmen
glauben, in dem sich das Kräftegleichge-
wicht zwischen Staat und Gesellschaft ent-
faltet. Der vergleichenden Politikwissen-
schaft vermögen Acemoğlu und Robinson
mit der Wiederbelebung des Begriffs Levi-
athans keine neuen Impulse zu verleihen.
Hier sind Messungen wie der Demokratie-
index der Zeitschrift The Economist
schlicht nachvollziehbarer. Als Großerzäh-
lung über Demokratie und Gewaltenkon-
trolle ist dieses kenntnisreiche Buch aller-
dings zu empfehlen.

Schmaler
Pfad

Daron Acemoğlu und James Robinson
beschreiben das komplexe Verhältnis

zwischen Staatsmacht und Gesellschaft

Wird die Rechnung noch kommen? Bis-
lang hat Polen keine Zahlen genannt, was
Deutschland für Mord und Zerstörung im
Zweiten Weltkrieg schuldig ist. Die PiS-Re-
gierung hat dieses Thema aber bereits vor
einiger Zeit für sich entdeckt und hält es
am Köcheln – zuletzt, als sie im Sommer
beim Gedenken an den Warschauer Auf-
stand 1944 und den Kriegsbeginn 1939
darauf hinwies. Und im Parlament arbei-
tet seit 2017 eine Kommission daran, zu ei-
ner offiziellen, definitiven Summe zu kom-
men. Spekulationen reichen von 800 Milli-
arden Euro bis hin zu mehr als zwei Billio-
nen. Hierzulande herrscht noch die Mei-
nung vor, dass es sich bei all dem um rein
innenpolitische Stimmungsmache hand-
le, zumal es keine legale Grundlage für ir-
gendwelche Forderungen gebe.

Karl Heinz Roth und Hartmut Rübner
kritisieren diese Auffassung in ihrer neu-
en Studie als juristisch unbegründet und
geschichtspolitisch verantwortungslos.
Nach Rücksprache mit dem Völkerrecht-
ler Andreas Fischer-Lescano machen sie
deutlich, dass Deutschlands Nachbar
durchaus Reparationen einfordern könne.
Zwar habe die Volksrepublik Polen 1953
darauf verzichtet, aber nur gegenüber der
DDR und explizit nicht gegenüber
Deutschland. 1990, bei der Wiedervereini-
gung, sei der Zwei-plus-Vier-Vertrag aus-
drücklich nicht als Friedensvertrag be-
zeichnet worden, mit dem allein das The-
ma hätte abgeschlossen werden können.
Und zwischenstaatliches Recht kenne kei-
ne Verjährungsfristen.

Abschließend wird sich dergleichen
wohl nur vor einem internationalen Ge-
richt klären lassen. Aber auf einen solchen
Prozess sollte sich Deutschland wohl nicht
einlassen. Viel zu peinlich ist nämlich die
Verweigerungshaltung der vergangenen
70 Jahre, die im Buch minutiös aufgezeigt
wird. Polen und Griechenland, von dem
hier ebenfalls die Rede ist, fügen sich
bruchlos in die generelle deutsche Hal-
tung, den Opfern nationalsozialistischer
Gewalt, wenn überhaupt, nur nach hinhal-
tendem Widerstand und bürokratisch-ju-
ristischen Winkelzügen Brosamen zukom-

men zu lassen. So erhielten 1 060 689 An-
spruchsberechtigte aus Polen – ehemalige
Häftlinge, Zwangsarbeiter und andere Ver-
folgte – erstmals 1995 umgerechnet 405
Mark pro Kopf.

Die beschämende Summe steht im star-
ken Kontrast zu der riesigen Zahl an Op-
fern – oder besser: sie steht in direktem Zu-
sammenhang dazu, denn je mehr potenzi-
elle Empfänger es gab, desto knausriger
zeigten sich die verschiedenen Bundesre-
gierungen seit Konrad Adenauer. Das gilt
sogar für die sozial-liberale Koalition Wil-
ly Brandts mit ihrer neuen Ostpolitik, die

zudem 1972 das deutsch-polnische Sozial-
versicherungsabkommen schloss. Man
zahlte 1,3 Milliarden Mark, um Rentenan-
sprüche aus den nun polnischen Ostgebie-
ten abzulösen. 600 Millionen waren als
„politische Komponente“ gedacht, für die
Opfer der Besatzung. Freilich hätte die in-
dividuelle Kompensation allein der Ren-
tenansprüche den Fiskus mindestens acht
Milliarden Mark gekostet. Ein wahrlich gu-
tes Geschäft und ein weiterer Erfolg im
Kleinkrieg gegen die Überlebenden.

An nennenswerten Zahlungen flossen
darüber hinaus bis 2019 nach Polen außer-
dem Mittel für ehemalige Zwangsarbeiter
sowie die Opfer pseudomedizinischer Ver-
suche. Zur Bilanz dazuzurechnen sind, au-
ßer den Reparationen aus der DDR, die
ehemaligen deutschen Ostgebiete, auf die
Helmut Kohl 1990 einmal mehr öffentlich-
keitswirksam verzichtet hat, um so Ent-
schädigungsforderungen aus Polen abzu-
schmettern. Der Wert des dann polni-
schen Westens wurde 1945, nach den
Kriegszerstörungen, bestimmt. Auch er
lässt sich umrechnen und zu einer Gesamt-
summe von heute 157,5 Milliarden Euro ad-
dieren – wobei die Gebiete mit Danzig,
Breslau und Stettin für 98 Prozent dieses
Betrags stehen. Eine gar nicht so geringe
Summe.

Aber beinahe nichts, wenn man die fi-
nanziellen Folgen der Verbrechen der Jah-
re 1939 bis 1945 beziffert. Roth und Rüb-
ner arbeiten für diese Gegenrechnung mit
den 1947 von Polen und den Alliierten offi-
ziell festgestellten Zahlen, die sie mit neu-
eren Erkenntnissen etwa zur Ausbeutung
des besetzten Landes kombinieren. Das ist
nicht immer die Höhe des Forschungs-
stands, etwa wäre statt mit 6,03 Millionen
Kriegstoten wohl eher mit 5,7 Millionen zu
rechnen, von denen etwa 300 000 durch
die Sowjetunion ermordet wurden.

Wichtiger ist aber die Frage, wie viel ein
Toter wert ist – und in Übereinstimmung
mit dem Völkerrecht werden dafür 5000
Dollar des Jahres 1938 angesetzt. Das ist al-
so nicht fiktional, aber dennoch absurd,
weil sich der Wert eines Menschenlebens
nicht beziffern lässt. Doch bessere Lösun-
gen gibt es nicht. Und ganz generell blei-
ben sämtliche Berechnungsgrundlagen
nur Näherungen und Schätzungen, weil es
keine exakten Daten geben kann. Einer-
seits fehlen Unterlagen, andererseits las-
sen sich Immobilien und Kulturgüter im
volkswirtschaftlichen Maßstab nicht abso-
lut präzise bestimmen.

Und selbst die Schätzungen haben es in
sich. Auf 1 182 Milliarden Euro kommen
Roth und Rübner allein für Mord, Ausbeu-
tung und Zerstörungen in Polen. Europa-
weit sind es, insbesondere wegen der noch-
mals monströseren Dimension der Ver-
nichtung in der Sowjetunion, sogar 7515
Milliarden Euro. Davon sind die bisher ge-
leisteten Zahlungen abzuziehen, wonach
im Fall Polen immer noch knapp 87 Pro-
zent der Summe offen sind. Das ist ziem-

lich genau der Prozentsatz, der sich auch
für die gesamte „Wiedergutmachung“ –
ein schreckliches Wort – ergibt. Von den
immerhin 950 Milliarden Euro, die nach
heutigem Zeitwert seit 1945 geleistet wur-
den, entfielen allerdings über vier Fünftel
auf Überlebende aus Deutschland, die mit
weniger als fünf Prozent aller Verfolgten ei-
ne vergleichsweise kleine Gruppe darstel-
len. Doch je ferner die Opfer uns stehen –
räumlich wie kulturell –, desto schlechter
sind sie gestellt.

Das zeigt diese Studie höchst eindring-
lich. Sie lässt sich nicht damit abtun, dass
es manchmal eine präzisere Datengrundla-
ge gibt, denn das Missverhältnis von
Schuld und Tilgung ändert sich dadurch
nicht grundlegend. Deutschland hat Milli-
onen Menschen ermordet, ihre Lebens-
grundlage zerstört und ihre Kultur geplün-
dert. Es ist damit vergleichsweise billig da-
vongekommen. Darum plädieren Roth
und Rübner dafür, die bisher geleistete
Summe zu verdoppeln, als Akt sozialer Ge-
rechtigkeit. Das wäre ein Beitrag zum Aus-
gleich des europäischen Wohlstandsgefäl-
les, dessen Ursachen zumindest teilweise
im Zweiten Weltkrieg liegen.

Der Vorschlag mag weltfremd wirken,
aber ein gemeinsames Vorgehen der dama-
ligen „kleinen Alliierten“ insbesondere
mit Russland könnte durchaus den not-
wendigen außenpolitischen Druck aufbau-
en. Besser wäre daher, darauf nicht zu war-
ten und es nicht auf eine gerichtliche Ver-
urteilung ankommen zu lassen, denn das
delegitimiert die Formel der historischen
Verantwortung, die deutsche Politiker im
In- und Ausland immer wieder betonen.
Anstatt also auf die „biologische Endlö-
sung“ zu warten, müsste man den vielen
warmen Worten der Entschuldigung finan-
zielle Taten folgen lassen.

Allein in Polen gibt es immer noch etwa
40000 Menschen, die Opfer deutscher Ver-
brechen waren und bislang nur Almosen
erhielten.  stephan lehnstaedt

Stephan Lehnstaedt ist Professor für Holocaust-
Studien am Touro College Berlin.

„Ebert ist Süddeutscher; er ist am 4. Fe-
bruar 1871 in Heidelberg geboren. Als
siebzehnjähriger Sattlergeselle zog er
in die Fremde und wurde nach dreijähri-
ger Wanderschaft in Bremen ansässig.
Wie die meisten sozialistischen Arbei-
ter kam er über den Weg der Gewerk-
schaftsbewegung zum Sozialismus.“ So
beschreibt sich das erste demokratisch
gewählte Staatsoberhaupt nach seiner
Wahl im Jahr 1919 in einer autobiografi-
schen Skizze selbst. Da ist nichts von
Selbstinszenierung, Pomp und Polit-
PR. Und so waren auch seine Auftritte
als SPD-Politiker, Revolutionär im Jahr
1918 und später als Reichspräsident von
1919 bis zu seinem Tod im Jahr 1925. Ein
üppiger, großformatiger Bildband über
Friedrich Ebert zeigt nun, 100 Jahre
nach seiner historischen Wahl, die neue
Art der politischen Repräsentation und
gleichzeitig auch deren Tragik.

Walter Mühlhausen, Vorstand der
Reichspräsident-Friedrich-Ebert-Ge-
denkstätte in Heidelberg, hat diesen
Band in langjähriger Arbeit zusammen-

getragen, sozusagen als Abrundung sei-
ner diversen Ebert-Biografien und -Stu-
dien. Mehr als 400 Fotos sind hier ver-
sammelt, biografisch und thematisch
geordnet. Man sieht einen ernsthaften
Mann, der erkennbar um Würde und
Haltung bemüht ist, einen kleinen,
kaum 1,65 Meter großen Politiker, der
Bescheidenheit und Korrektheit auszu-
strahlen versucht. Einen ersten Mann
im Staate, der 1922 seiner Nichte
schreibt: „Aber eine Reise als Reichsprä-
sident ist mir nichts weniger als Freu-
de.“ Ein Zivilist und Proletariersohn auf
großer Bühne, die ihm nicht immer be-
hagt. Selten sieht man ihn fröhlich. Eine
der wenigen Ausnahmen ist oben abge-
bildet: Ebert mit seiner Frau Louise auf
dem Weg zur Stimmabgabe bei der
Reichstagswahl im Juni 1920 – offenbar
ohne Sicherheitsbeamte.

Was man in dem Band nicht sieht
und sich dazu vorstellen muss, ist der
Paradigmenwechsel in der Bildsprache,
die mit dem Untergang der Monarchie
und der Errichtung der Demokratie ein-

herging. Kaiser Wilhelm II. war, so
schreibt Mühlhausen in der Einleitung,
im Gegensatz zu Ebert ein Medienstar
und die wohl am häufigsten fotografier-
te und gefilmte Person seiner Zeit, vor
allem als Hohenzollern-Kriegsherr.

Ebert und seine Leute hatten für PR
und Pomp kein Gespür und zunächst
auch keine Lust darauf. Das hing sicher
mit den zahllosen Verleumdungen und
persönlichen Angriffen auf Ebert von-
seiten der Republikfeinde, Monarchis-
ten und Völkischen zusammen. Und
auch mit Eberts Person und Amtsver-

ständnis, was ihm zur Ehre gereicht,
aber der Popularisierung der neuen
Staatsform keinen Auftrieb verschaffte.
Zudem waren die Zeiten angespannt, in-
nen- und außenpolitisch gab es wenig
zu feiern – im Gegenteil: bis 1923
schrammte die junge Republik immer
wieder am Bürgerkrieg vorbei.

Die Betrachter erfahren auch viel
über die damalige Fototechnik und die
Quellenlage – und darüber, wie die da-
malige Presse – und da nicht nur die
rechtsgerichtete – Fotos benutzte, um
den Präsidenten und damit die Demo-
kratie lächerlich zu machen: Ebert in Ba-
dehose, Ebert auf einem Podest, damit
er über eine Brüstung schauen konnte,
und vom Wahltag 1920 erschien nicht
das Foto vom gut gelaunten Ebert, son-
dern eines mit einem griesgrämig drein-
blickenden Präsidenten.

Ein Buch für Ebert-Kenner, Foto-Ex-
perten und auch für Menschen, die sich
für Macht und Machtmissbrauch der
Presse in der Weimarer Republik inter-
essieren.  robert probst

Der ideale Staat
ist für die zwei Wissenschaftler
die Denkfigur des „gefesselten

Leviathan“ – in Anlehnung
an Thomas Hobbes

Kleinkrieg gegen die Überlebenden
Karl Heinz Roth und Hartmut Rübner berechnen die deutschen Kriegsschulden an Polen

Karl Heinz Roth,
Hartmut Rübner:
Verdrängt – Vertagt –
Zurückgewiesen.
Die deutsche Reparations-
schuld am Beispiel Polens
und Griechenlands.
Metropol-Verlag, Berlin
2019. 476 Seiten, 24 Euro.

Walter Mühl-
hausen: Friedrich
Ebert. Sein Leben
in Bildern. Jan
Thorbecke Verlag,
Ostfildern 2019.
272 Seiten,
38 Euro.

Daron Acemoğlu,
James A. Robinson:

Gleichgewicht der Macht:
Der ewige Kampf zwischen Staat

und Gesellschaft.
Aus dem Englischen

von Bernhard Jendricke,
Christa Prummer-Lehmair,

Sonja Schuhmacher
und Thomas Wollermann.

S. Fischer-Verlag, Berlin 2019.
784 Seiten, 28 Euro

Der erste Zivilist im Staate
Ein Fotoband über Friedrich Ebert zeigt Freud und Leid des demokratischen Reichspräsidenten

Es geht um viele Milliarden.
Bislang kam Deutschland
sehr billig davon
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